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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 1970 über die 
Einführung eines Kontrollgerätes im Straßenverkehr 
— Drucksache 7/41 — 


A. Problem 

Fahrtsdireiber mit nationaler Bauartgenehmigung, die jetzt in 
Fahrzeuge zur Beförderung gefährlicher Güter eingebaut wer- 
den, müssen nach den zur Zeit noch gültigen EWG-Vorschriften 
zum 1. Januar 1975 wieder ausgebaut und durch ein Gemein- 
schaftsgerät ersetzt werden. 


B. Lösung 

Durch die vorgesehene Änderung der EWG-Verordnung soll 
eine Benutzung der Fahrtschreiber mit nationaler Bauartgeneh- 
migung bis 31. Dezember 1979 ermöglicht werden. 

(Einmütige Billigung im Ausschuß) 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Wendt 


Die oben angegebene Vorlage wurde dem Aus* 
schuß für Verkehr mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 1. Februar 1973 zur 
Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 21. Februar 1973 behan- 
delt. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
strebt mit ihrem Vorschlag eine Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 
1970 über die Einführung eines Kontrollgerätes im 
Straßenverkehr an. Durch die Änderung soll erreicht 
werden, daß Fahrtschreiber mit nationaler Bauart- 
genehmigung, die jetzt in Fahrzeuge zur Beförderung 
gefährlicher Güter eingebaut werden, bis 31. Dezem- 


Bonn, den 21. Februar 1973 


ber 1979 benutzt werden dürfen, also nicht bereits 
zum 1. Januar 1975 wieder ausgebaut und durch ein 
Gemeinschaftsgerät ersetzt werden müssen. 

Der Ausschuß hält diesen Vorschlag der Kommis- 
sion für sachgerecht. Eine Benutzung der Fahrtschrei- 
ber mit nationaler Bauartgenehmigung bis 1979 ist 
unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit und 
der Arbeitsüberwachung unbedenklich, weil auch 
diese Geräte eine wirksame Kontrolle ermöglichen. 
Der Austausch mit einem Gemeinschaftsgerät nach 
einer Benutzung von lediglich zwei oder drei Jahren 
ist daher nicht erforderlich und aus wirtschaftlichen 
Erwägungen untunlich. 


Wendt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungsentwurf — Drucksache 7/41 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 21. Februar 1973 


Der Ausschuß für Verkehr 


Börner 

Vorsitzender 


Wendt 

Berichterstatter 



